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Opfer	rassistischer	Hasskriminalität	nach	Afghanistan	abgeschoben	–	Täter	ein	
in	Neukölln-Komplex	verwickelter	Polizist?	
	
Im	April	2017	wurde	ein	damals	26jähriger	Afghane	am	S-Bahnhof	Karlshorst	von	Fußballfans	brutal	zu-
sammengeschlagen	und	rassistisch	beschimpft.	Einer	der	Schläger	war	ein	Polizeibeamter	außer	Dienst.1	
Der	Beamte	gehörte	jahrelang	der	Ermittlungsgruppe	"Rex"	an,	die	die	rechtsterroristische	Anschlagsse-
rie	in	Neukölln	aufklären	sollte2.	Das	Opfer	des	Überfalls	wurde	im	März	2020	auf	Betreiben	der	Berliner	
Ausländerbehörde	nach	Afghanistan	abgeschoben,	ohne	dass	das	Strafverfahren	gegen	die	rechten	
Schläger	abgeschlossen	ist.		
	
Der	Flüchtlingsrat	Berlin	fordert	einen	besseren	Schutz	von	Opfern	von	Hasskriminalität,	die	sofortige	
Rückholung	des	abgeschobenen	Mannes	sowie	eine	lückenlose	Aufklärung	der	Verbindungen	von	Polizei	
und	Staatsanwaltschaft	ins	rechtsextreme	Tätermilieu.		

Jamil3	kam	Ende	2015	als	Asylsuchender	nach	Berlin.	Zuvor	war	er	18	Monate	in	einem	griechischen	
Asylzentrum	inhaftiert.	In	Berlin	machte	er	Bundesfreiwilligendienst	in	einem	Kinderladen.	Im	April	
2017	wird	Jamil	auf	einem	Berliner	S-Bahnhof	von	einer	Gruppe	von	Fußballfans	rassistisch	beschimpft	
und	zusammengeschlagen.	Er	erleidet	Schulter-	und	Kopfverletzungen	und	einen	Nasenbeinbruch.	Als	
rassistischer	Schläger	maßgeblich	beteiligt	ist	ein	Polizist	außer	Dienst.	Die	Pressestelle	der	Polizei	
meldet	den	Vorfall.4	

Jamil	ist	durch	den	Überfall	psychisch	traumatisiert.	Er	verliert	das	Vertrauen	in	Polizei	und	Behörden,	
fühlt	sich	verfolgt,	ist	zeitweise	obdachlos,	leidet	an	chronischen	Schmerzen.	Aufgrund	der	schlechten	
psychischen	Verfassung	konsumiert	er	zunehmend	Marihuana,	es	kommt	zu	einer	Reihe	von	Anzeigen	
wegen	Bagatelldelikten.		

Ein	gerichtlicher	Gutachter	plädiert	auf	schuldunfähig.	Bevor	es	zu	einer	Klärung	der	Vorwürfe	im	Ge-
richtsverfahren	kommt,	lässt	die	Ausländerbehörde	Jamil	im	März	2020	im	bundesweiten	Sammel-
charter	nach	Afghanistan	abschieben.	Dort	hat	er	keinen	Zugang	zu	Medikamenten	und	Behandlung.	

Berlin	schiebt	normalerweise	nicht	nach	Afghanistan	ab.	Obwohl	es	kein	Urteil	gegen	ihn	gibt,	führt	die	
Ausländerbehörde	zur	Begründung	an,	Jamil	sei	"Straftäter".	Innensenator	Geisel	genehmigt	deshalb	
die	Ausnahme.	Die	Ausländerbehörde	verschweigt	in	ihrer	Zustimmungsanfrage	allerdings	das	-	bis	
heute	-	nicht	abgeschlossene	Verfahren	gegen	die	rassistischen	Schläger,	bei	dem	Jamil	als	Opfer	von	

                                                        
1 https://taz.de/Fehlende-Strafverfolgung-in-Berlin/!5654948/ 
2 www.morgenpost.de/bezirke/neukoelln/article230157412/Anschlagsserie-von-Neukoelln-Neuer-Vorwurf-gegen-
Polizist.html 
3 Name geändert 
4 www.berlin.de/polizei/polizeimeldungen/pressemitteilung.580895.php 

 



 

Hasskriminalität	das	Recht	auf	Teilnahme	als	Nebenkläger	hat.	Die	Abschiebung	ist	deshalb	rechtswid-
rig,	auch	weil	Jamil	als	Nebenkläger	noch	ein	Schmerzensgeld	hätte	einfordern	können.		

	„Die	Abschiebung	ist	ein	Skandal	für	den	rot-rot-grünen	Senat.	Es	ist	inakzeptabel,	dass	Berlin	sich	an	
Abschiebungen	in	das	Bürgerkriegsland	Afghanistan	beteiligt.	Dies	gilt	umso	mehr,	wenn	es	sich	um	
traumatisierte	und	kranke	Menschen	handelt.	Die	Abschiebung	konterkariert	zudem	das	Berliner	Blei-
berecht	für	Opfer	von	Hasskriminalität.	Sie	ist	rechtswidrig,	da	das	Verfahren	gegen	die	rechten	Schlä-
ger,	an	dem	Jamil	als	Nebenkläger	teilnimmt,	noch	läuft.	Jamil	muss	sofort	nach	Berlin	zurückgeholt	
werden,	auch	um	am	Strafverfahren	als	Nebenkläger	teilnehmen	können.	Er	muss	einen	Ausgleich	nach	
dem	Opferentschädigungsgesetz	und	ein	sicheres	Bleiberecht	erhalten",	so	Georg	Classen,	Sprecher	des	
Flüchtlingsrats	Berlin.		
	
Classen	weiter:	„Die	immer	neuen	Verwicklungen	der	Polizei	ins	rechtsextreme	Tätermillieu	und	die	
Folgen	für	die	Betroffenen	sind	erschreckend.	Wir	fordern	dringend	eine	Untersuchung	der	Serie	rechts-
terroristischer	Anschläge	in	Neukölln,	der	Gründe	für	die	seit	Jahren	ausbleibenden	Ermittlungserfolge	
von	Polizei	und	Staatsanwaltschaft	und	der	Verbindungen	ins	rechtextreme	Tätermilieu	durch	eine	un-
abhängige	Instanz."	
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